Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 876 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anpassung der Leistungen für Kinder in der gesetzlichen 
Unfallversicherung, in den gesetzlichen Rentenversicherungen, in 
der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der 
Kriegsopferversorgung an das Kindergeldgesetz 

(Kindergeldanpassungsgesetz - KG AG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Unfallversicherung 

§1 

Dem § 6 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des Unfall- 
versicherungsrechtes im Lande Berlin vom 
29. April 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 253) wird 
folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Kinderzulage für das dritte und 
jedes weitere Kind beträgt mindestens 
25 Deutsche Mark; bezieht der Verletzte 
mehrere Renten aus der Unfallversicherung 
und betragen die Kinderzulagen zusammen 
weniger als 25 Deutsche Mark für das dritte 
und für jedes weitere Kind, so sind diese 
Kinderzulagen anteilmäßig auf jeweils 
25 Deutsche Mark zu erhöhen. Soweit die 
Vorschriften des § 559 b Abs. 1 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung und des § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes dem entgegenstehen, 
finden sie keine Anwendung/* 


ZWEITER ABSCHNITT 
Rentenversicherungen 
§2 

§ 2 Abs. 2 des Rentenzulagengesetzes vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 505) 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Zu den Kinderzuschüssen wird für das 
erste und zweite zuschußberechtigte Kind eine 
Zulage von 5 Deutsche Mark monatlich und 
für jedes weitere zuschußberechtigte Kind eine 
Zulage von 10 Deutsche Mark monatlich ge- 
währt/* 


DRITTER ABSCHNITT 


Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosen- 
fürsorge 


§3 


Berechtigung 


(1) Anspruch auf Kindergeld nach diesem 
Abschnitt hat, wer Arbeitslosenunterstützung 
oder Arbeitslosenfürsorgeunterstützung be- 
zieht, drei oder mehr Kinder im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes vom 
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(Bundesgesetzbl. IS. . . .) 

hat und nicht für das dritte oder weitere 
Kind 

1. nach § 6 Abs. 7 des Gesetzes über Zulagen 
und Mindestleistungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung und zur Überleitung 
des Unfallversicherungsrechtes im Lande 
Berlin oder 

2. nach § 2 Abs. 2 des Rentenzulagengeset- 
zes in der Fassung des § 2 dieses Gesetzes 
oder 

3. nach § 1 des Kindergeldgesetzes oder nach 
einer Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 34 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes an- 
spruchsberechtigt ist. 

(2) Einem Bezieher von Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung steht gleich, 

1. wer nur in Anwendung der §§ 90 bis 93 b 
oder des § 112 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
keine Arbeitslosenunterstützung oder Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung erhält, 

2. wer auf Grund einer Versicherung nach 
§ 117 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung Kran- 
kengeld oder Hausgeld bezieht. 

(3) § 3 und § 34 Abs. 1 bis 3 des Kinder- 
geldgesetzes gelten entsprechend. 


§4 

Höhe, Zahlung und Übertragbarkeit 
des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte 
und jedes weitere Kind je 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

(2) Das Kindergeld wird für jeden Monat 
gewährt, in dem die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Kindergeldes für einen Tag 
bestanden haben, sofern der Arbeitslose in 
diesem Monat nicht für das dritte und jedes 
weitere Kind 

1. nach § 6 Abs. 7 des Gesetzes über Zula- 
gen und Mindestleistungen in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung und zur Über- 
leitung des Unfallversicherungsrechtes im 
Lande Berlin oder 


2. nach § 2 Abs. 2 des Rentenzulagengeset- 
zes in der Fassung des § 2 dieses Gesetzes 
oder 

3. nach § 1 des Kindergeldgesetzes oder nach 
einer Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 34 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes 

anspruchsberechtigt ist. 

(3) Das Kindergeld wird in Monatsbeträ- 
gen nachträglich ausgezahlt. Das Nähere be- 
stimmt der Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung. 

(4) Der Anspruch auf Kindergeld ist nicht 
übertragbar, soweit nicht durch gesetzliche 
Vorschrift anderes bestimmt ist. § 175 Abs. 3 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung ist entsprechend an- 
zuwenden. 


§5 

Verfahren 

(1) Das Kindergeld wird auf Antrag ge- 
währt. Die Gewährung des Kindergeldes für 
Kinder, die das achtzehnte, jedoch nicht das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet ha- 
ben (§ 2 Abs. 1 Satz 2 des Kindergeldgeset- 
zes), bedarf eines besonderen Antrages. 

(2) Den Antrag kann auch stellen, wer ein 
berechtigtes Interesse an der Gewährung des 
Kindergeldes nachweist. Der Antrag ist bei 
dem für die Unterstützung des Arbeitslosen 
zuständigen Arbeitsamt zu stellen. 

(3) Die §§ 171, 172 und 177 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung gelten entsprechend. 

(4) § 185 und § 259 Satz 2 und 3 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung sind entsprechend anzu- 
wenden. Soweit der Abzug vom Kindergeld 
erfolgt, ist er jeweils nur bis zur Hälfte des 
Kindergeldes zulässig. 

(5) Fallen die Voraussetzungen des An- 
spruches auf Kindergeld weg, so ist der An- 
tragsteller verpflichtet, dies unverzüglich dem 
Arbeitsamt anzuzeigen. 

(6) Entzieht sich der Antragsteller ohne 
triftigen Grund der Nachprüfung oder bringt 
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er die erforderlichen Beweisurkunden nicht 
bei, so kann das Arbeitsamt das Kindergeld 
versagen. 

§6 

Verhältnis des Kindergeldes zur Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitslosenfürsorge 

(!) Das Kindergeld ist nicht Bestandteil 
der Arbeitslosenunterstützung und der Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung. 

(2) Kindergeld nach § 1 des Kindergeld- 
gesetzes oder nach einer Rechtsverordnung 
auf Grund des § 34 Abs. 4 des Kindergeld- 
gesetzes oder nach diesem Abschnitt ist auf 
die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung nicht 
anzurechnen. 

§ 7 

Träger der Kindergeldzahlung 

Träger der Kindergeldzahlung nach den 
Vorschriften dieses Abschnittes ist die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung. Den Aufwand an Kin- 
dergeld für Berechtigte (§ 3) aus der Arbeits- 
losenfürsorge erstattet der Bund. § 1 Satz 3 
des Gesetzes über die Errichtung einer Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 10. März 1932 
(Bundesgesetzbl. I S. 123) ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 8 

Steuerliche Behandlung des Kindergeldes 

Das Kindergeld ist steuerfrei. 

§ 9 

Ordnungsstrafen 

(1) Wer es unterläßt, die in § 5 Abs. 5 
vorgeschriebene Anzeige zu erstatten, kann 
vom Direktor des Arbeitsamtes mit Ord- 
nungsstrafe in Geld belegt werden, 

(2) § 260 des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung ist an- 
zuwenden. 


(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 
fließen die Beträge den Mitteln der Bundes- 
anstalt für Arbeitslosenvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung zu. 

(4) Für die Verjährung gelten die §§ 147, 
148 der Reichsversicherungsordnung ent- 
sprechend. 

§ io 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung 

(1) Dem § 103 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Besteht für den Angehörigen ein An- 
spruch auf Kindergeld nach § 1 des Kinder- 
geldgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. I S. . . .) oder nach einer Rechts- 
verordnung auf Grund des § 34 Abs. 4 des 
Kindergeldgesetzes oder nach dem Dritten 
Abschnitt des Kindergeldanpassungsgesetzes 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .), so 
wird der Familienzuschlag nur insoweit ge- 
währt, als er das Kindergeld übersteigt. “ 

(2) § 103 Abs. 4 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
gilt auch für die Arbeitslosenfürsorge. 


VIERTER ABSCHNITT 
Kriegsopferversorgung 

§ 11 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) 
wird wie folgt geändert: 

l.In § 32 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Die Ausgleichsrente erhöht sich für die 
Ehefrau (den Ehemann) sowie das von dem 
Beschädigten (der Beschädigten) unterhal- 
tene erste und zweite Kind um je 20 Deut- 
sche Mark und für das von dem Beschädigten 
(der Beschädigten) unterhaltene dritte und 
jedes weitere Kind um 25 Deutsche Mark/* 

2. In § 33 Abs. 1 erhält der letzte Satz folgende 
Fassung: 
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„Die Monatsbeträge erhöhen sich für die 
Ehefrau (den Ehemann) um 20 Deutsche 
Mark und für die Kinder, die bei der Be- 
messung der Ausgleichsrente zu berück- 
sichtigen sind (§ 32 Abs. 3), für das erste 
und zweite Kind um je 20 Deutsche Mark 
und für das dritte und jedes weitere Kind 
um 25 Deutsche Mark." 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 12 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 


leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des 
§10 am 1 Januar 1955 in Kraft. 

(2) § 10 tritt am 1. Februar 1955 in Kraft. 


Bonn, den 8. Oktober 1954 


Dr. von Brentano und Fraktion 
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